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Autonomie der Schulen In
freler Tragerschaft
Rechte und ICNAIEN der Ordensschulträger

die wirtschaftliche und rechtliche Stel-orkshop Jun1ı 2008 In Vallendar
Sıng S MIr beim obıgen ema auch ung der Lehrkräfte NIC enugen Ses1-

einen Erfahrungsaustausc und eiıne DEe- er IS6
Zum tieferen Verständnis dieses YukelsmelInsame UuC ach Lösungen Del Kon-

fliktfällen Der sechr Austausch hat selen olgende Zıtate rlaubt DIie Eckpunk-
stattgefunden, kann aber aus Diskretions- te der Privatschulfreiheit „dürfen auch ÜUMKC
ründen achAbsprache mıt den Teilnehmern den Landesgesetzgeber MI eingeschränkt
NIC. dokumentier werden. In meınen Aus- werden Seschweige denn MO die XCeKU-
führungen eziehe ich mich auf einschlägıge t1ve. Darüber hinaus verpflichte das rund-
YDeıten der Juristen Prof. Dr. Raimund Wım- gesetzliche Rechtsstaats- und Demokratie-
INer und Dr. Gernot Katz! welche den Anı- YINZIp den Gesetzgeber, die wesentlichen
hbeitskreis Katholischer chulen be]l der Deut- Entscheidungen des Schulwesens selbst

reffen und NIC der Schulverwaltunschen Bischofskonferenz AKS n In u_
rechtsfragen eraten en DZW. eraten überlassen. 1es etrı insbesondere die Be-

reiche, Del denen Eingriffe 1Im Grundrecht
In den einzelnen Bundesländern sınd die Pr1ı- gegenwärtigen Sind. Dort Sılt der Vorbehalt
vatschulgesetze unterschiedlich, dass ich des Gesetzes. Auch die Exekutive dann
versuche, dıie Autonomıie der Einzelschule mıiıttels Verordnungen atı wırd, bedarf CS

eıner gesetzlichen Ermächtigung, diemıt des Grundgesetzes Aı Abs und
begründen, we1ıl darın die Eckpunkte der Inhalt, WEeC und Ausmalses In eZu

Privatschulfreiheit markiert werden: auf die Privatschulen IS STeits prüfen, ob
sıch eıne schulgesetzliche egelun des Han„Das eZ Errichtung VOIN privaten

chulen wird gewährleıistet. des unter Berücksichtigun der Autonomıie
Private Schulen als Ersatz für olfentlıche überhaupt auf chulen prıvater Träger el-

chulen bedürfen der Genehmigung des treckt Be1l Rechtsverordnungen stellt sich
taates und unterstehen den andesge- diese rage sowohl mıt 1(@ auf das e_

setzen MaC.  ı1gende Gesetz als auch hinsichtlich der
Die Genehmigung ist erteılen, WEl die hierfür gestutzten Verordnung“. (Frıtz,
prıvaten Schulen In ihren Lehrzielen und 159)
Einrichtungen SOWIEe In der wissenschaft- Nach Wımmer verste das Bundesverfas-
liıchen Ausbildung ihrer Lehrkräfte Nn1IC sungsgerıicht BVerfG E75,40,62 die 1mM
hinter den öffentlichen Schulen zurück- Grundgesetz sarantıerte Privatschulfreiheit
stehen und eıne Sonderung der chüler „DIEe diene der freien Entfaltung der Per-
nach den Besitzverhältnissen der Eltern sönlıchkeıt, der Religions- und (Gewlssens-
NIC. sefördert wird. reiheit, der Verwirklichung des Elternrechts
DIie Genehmigung Ist 9 wWenn S1e se1l eın Orrela Z relıgıösen und elt:
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anschaulichen Neutralitä des Staates S1e Y_ konkretisiert, MC aber substantiel veran-
alisiere die Offenheit der Gesellschaft für e1l- dert werden. „Die Bundesländer dürfen keli
1eVOIl 1ldung2S- und ErziehungszIie- ihnen sinnvoll oder nOotwendı ersche1i-

nenden Verschärfungen der GenehmigungSs-len, und s1e se1 CdD, die das Bedürfnis der Bür-
ger befriedige, In der ihnen ze1l  emälsen voraussetzungen vornehmen auch IC
Oorm die e1gene Persönlic  eıt und die ihrer MC Gesetz % PE YItZ, S.159 —
Kinder entfalten  66 (Wimmer, St5) Kür staatlich anerkannte Privatschulen gel-

ten allerdings Bedingungen, die ber die Ge:
Das Grundgesetz erwähnt N1IC L1UT die nehmigungsvoraussetzungen hinausgehen.
Gründungsfreiheit, sondern sarantıert die azu ehören 7 B die für entsprechende Öf-
Privatschule dauerhaft als Institution und da- fentliche chulen geltenden umnahme- und
mıt auch hre Autonomlıue. Versetzungsbedingungen, die Bestimmun-
Das Grun  eSEeLZ unterscheid: zwıischen gen für die Ssymnasıiale Oberstufe und für das

öffentlichen und Abitur. DIiese Bedingungen werden UuUrc eın
priıvaten Schulen, die el dem eweill- Landesgeset erege das auch für staatlich
gen Landesgesetz unterstehen anerkannte Privatschulen Sıilt In diesem Zl

Nur für öffentliche chulen gılt das e_ sammenhang se1 darauf hingewiesen, dass
meılne Schulrecht uneingeschränkt, und s1e eın Landesgesetz, das sich ausdrücklich auf
können keine srundsätzlıc sarantıerte chulen In freier Trägerschaft ezieht, auch
Autonomıie beanspruchen. S1e ehören ZU eachten Ist, andernfalls bleibt NUrT, eıne
staatlıch verantworteten Schulwesen hre verfassungsrechtlich anzustrengen.
Träger sıind öffentlich-rechtliche Körper- In der Praxıs ze1 sich häufig, dass die Be
SCHhalten, WOZU der aa oder die Kommu- amten der Bezirksregierungen zuerst VO
MneN zählen ihnen geläufigen STaatllıchen Schulrecht auUsSs-
Für die Privatschulen Sılt das Privatschulge- en und das Privatschulgesetz AaUuUsSs OUutlI-
setz Wenn Kirchen und Klöster den Status e oder Unkenntnis N1IC eachten u_
öffentlich-rechtlicher Körperschaften ha- Lrager ollten das MIC wıderstandslos hın-
ben, Sılt TroOtzdem für s1e das Privatschulge- nehmen und sıch infach dazu äaulsern.
SeLZ, weil sS1e N1IC. Teil des staatlıch Organı- Da ach dem Grundgesetz die Privatschulen
s]1erten Schulwesens S1nd. Ihr Vorteil ist, dem Jjeweiligen Landesgesetz und der-

der amı verbundenen Personalho- lıchen Schulaufsicht unterworfen Sind, kann
heit Lehrer z.B 1ImM Kirchendiens anstellen CGS Grenzüberschreitungen kommen,

können und ihnen einen beamtenähn- WenNnn N1IC eachte wird, dass für rıvate
lıchen Status verleihen. Schulen eıne reine Rechtsaufsicht SegenuU-

ber dem Schulträger esteht und keine Fach-
Privatschulen dürfen einen eigenverant- auTfsıc 1Im UDBlıchen Sinne. Diese Rechts-
wortlichen Unterricht erteilen. Der Freiraum auIiTISsıc. hat lediglich überprüfen, ob die
der Privatschulen ezieht sıch insbesondere AnerkennungSs- und Genehmigungsvoraus-
auf dıe setzungen och egeben SInd. Wenn, WIeZ

Erziehungsziele, In Rheinland-Pfalz, Landesbeamte eıner DY1-
Lehrmethode und Lehrinhalte, vaten Schule zugewlesen oder befördert Welr-
Auswahl der Lehrer und chüler, den, ist der Schulträger 1INSs Benehmen sei-

DE  Sweltanschauliche Grundlagen
Wenn eıne Privatschule genehmigt Ist, gel- Sind wenıger Lehrer bekommen, werden
ten die oben genannten Bestimmungen des diese häufig NC den aa VOI unseren

Grundgesetzes abschliefsen und können chulen abgeworben Jungen und Leh-
NO Jandesgesetzliche Bestimmungen rern und olchen mıt sog Mangelfächern bie-
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teLl der aa In diesen Fällen Beamtenstellen tenschutz vereinbar ist und WIe dıie Bıstümer

sich verhalten Be1l allen Informationswün-ohne den Schulträger kontak-
tieren. Oft wırd ihnen auch och OCr schen durch den aa ist zuerst dıe Ya:
Sagt, s1e ekämen N1IC. mehr die Chance der der Legıtimation tellen
Verbeamtung, WE s1e die angebotene Stel- Aanz rısant werden die Fragen der Autono-
le nıcht annehmen würden. Be1l diesem mı1e be]l den geplanten und schon urchge-
zulässıgem Verhalten der Bezirksregierun- ührten Schulinspektionen, Evaluationen,
gen sollte sich der Schulträger sofort „eIN- Vergleichsarbeiten, Qualitätserhebungen
mischen“. und Rankıngbestrebungen
S ist mıt den Bezirksregierungen der än: Einzelschulen sind In der egel mıt der
der ausgemacht, dass s1e Bewerbungen VON Durchführung und Entwicklung eigener
ehrern aus einem anderen Bundesland 1L1UT Qualitätskontrollen überfordert und warten
annehmen können, WenNnn eıne reıistel- darauf, In dıie diesbezüglichen Gespräche der
lungserklärung des Schulträgers vorlıe. die bischöflichen Schulabteilungen einbezogen
durchaus eiıne Befristung der Gültigkeit ent- werden, weiıl diese Ja auch über die Ka-
halten kann. tholischen Büros mıt der pOlNTUsChen ene
olgende Grenzüberschreitungen sind MÖS- Absprachen reffen
liıch ıne Arbeıitsgruppe des Arbeitskreises Ka=

Schulleiterbesetzung tholischer chulen In freier Trägerschaft
Besetzung VOINl Funktionsstellen (AKS) erarbeıitet mMmomentan Qualitätskrite-

rıen, die Grundlage für alsnahmen inter-Beförderungen ohne Einverständniser-
klärung des Schulträgers 1IeTr und externer KEvaluation katholische
Informationen VOIN Miınısterien und Be- chulen seın können.
zırksregierungen direkt die Schulen Künftig wiıird eS darum ehen, dass chul-
und NIC die Schulträger Lrager, Schulabteilungsleiter oder deren Ver-
Anforderung statistischer aten ohne Kın- Lretfer In den Katholischen BUuros egelmä-
wiıllıgung des Trägers en Austausch pflegen, VOT allem dann,

DIie Besetzung der chulleiterstelle sehört Wenn Routinegespräche mıt der Regierung
Z Kernbereic der Zuständigkeıit des anstehen, bel denen keine Vertreter der Or-
Schulträgers einer prıvaten Schule und darf densschulträger einbezogen werden. Erst In
auf keinen Fall aus der Hand egeben WeTlr- diesen gemeınsamen Gesprächen wird deut-
den Aufserdem ehören die Auswahl der Leh- IIch, WIe unterschiedlich die Interessen der
1er und hre Beförderun diesem Bereich „Groisen und Kleinen“ Träger —— Bıstüumer
Auch be]l Beförderungen und der Vergabe VON bzw. rden) seın können. Was dort als Vor-
Funktionsstellen zugewlesene andesDe- teil esehen wird, Ist vielleicht für den kle1-
amte hat der Träger eın Sewıichtiges ort NnenNn Träger eın Dilemma. Als eispie
miıtzureden. Unmittelbare EinwirkungSs- ich die Kapitalisierung angebotener Plan-
möglichkeiten In den Kernbereic der pr1- tellen, auf die kleine Träger besonders des-
vaten chulen, WOZU natürlich ebenfalls dıe halb angewlesen Sind, weil sS1€e keine beam-
Schülerauswahl und die Lehrmethoden und tenähnliche Stelle anbieten können, WenNnn S

MI WIe In Nordrhein-Westfalen eıne Pr1-Lehrinhalte sehören, en die Referenten
der Bezirksregierungen Nn1IC. vatschulregelung S1Dt, die den Senannten
Eın Problem ergibt siıchÜdie Mal Status vorsieht. i e —ı W a e e n W C WE
fige Abfrage statisticher aten, weiıl auch da
der Schulträger N1IC. efragt wird und Das Grun  eSseLZ garantıert N1IC. 1L1UTr Rech-
eshalb N1IC prüfen kann, ob die Übermitt- Le, sondern S beinhaltet eıne Verpflichtun
lung dieser aten mıt dem kirchlichen Da des Staates, Yıvate Ersatzschulen neben dem
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öffentlichen Schulwesen Öördern und in ONNSILZ 1mM Sitzland der Ersatzschul na
Yren Bestand schützen. Genau da beginnt ben (Landeskinderklausel).“ (Wimmer,
die Problematik, dıe Wımmer erortert, und
dıe ich 1er zıt1eren möchte „DıIie ra e1- Natürlich Schran die Abhängigkeit VOIN Ol
11eSs generellen Anspruchs auf OfIfentlıche H1- fentlichen Finanzzuwendungen UuUunNnseren

nanzhılfe, ableitbar aus dem Grun  esetz, Ist Freiraum eın Deshalb ist e8S unabdingbar, mıt
jahrzehntelan In Rechtsprechun und Lıte- den Mınıiısterien sprechen und VOT em
ratur erorter und unterschiedlich behandelt versuchen, die Sıtuation leiner u_
worden. Das Bundesverfassungsgericht hat Lrager UuUrc Fakten elegen und amı
erstmals 1966 einen Nspruc aus ArE Abs INs Bewusstseimn der Landesgesetzgebern

abgeleıtet Dieser ist aber In vielem bringen eıches Sılt für die Gespräche mıt
weiterhin umstrıtten seblieben Schlie  IC den Generalvikariaten und der einzelnen r
hat das Bundesverfassungsgericht diese [)1S- satzschulträger eines Bundeslandes und oder
kuss1ion 1987 mıt der Feststellung eendet, eıner DIiözese.
den Ersatzschulen sTe ZWarTr kein aus Art./ DIie Landesarbeitsgemeinschaften und die
Abs ableıtbarer Nspruc. auf Finanz- Arbeitsgemeinschaften Freıier chulen AGFS
hılfe weil die Vorschrift ,7 exlCc. unvoll- können el sehr hilfreich se1ın, weil darın

Vertreter der Kirchen, der Walldorischulen,tändig“ sel DIie Länder hätten aber unter be-
stimmten mständen sleichwohl eıne Ver- der Diakonie,des Verbandes der Freıen Schu-
fassungsrechtliche Förderpflicht gegenüber len R) und der en vertreten sind
den Ersatzschulen DIiese Pflicht umfasse eın
Malis Förderung, das erforderlich sel, Wenn eSs 1ImM zıtierten GrundgesetzCdass
die Genehmigungsvoraussetzungen auirecC die wissenschaftliche Ausbildung der Lehr-

kräfte N1IC hınter der öffentlichen Schu-erhalten Darüber hinaus sTe den an
desgesetzen frel, weıtere Hılfen sewähren. len zurückstehen darf, verste 111lall

1997/ ist das Gericht 7 IC uletzt ter dieser Genehmigungsvoraussetzung das
ter dem Eindruck schwindender öffentlicher Geichwertigkeitsprinziıp Gleichwertigkeıt
Finanzmittel, eın ÜUüC zurückgerudert Der meılnt MC Gleichheit mıt öffentlichen

chulen DIie Gleichwertigkeit verlan aller-ag se1 11UTr verpflichtet, eıinen Beıtrag HIS
Z Höhe des Existenzminimums der NSUl- 1n Mindeststandards und eröffnet Yel-
tution Ersatzschulwesen leisten, wobel raume für die privaten chulen Von den Kr-
selbstverständlich sel, dass jeder Ersatz- satzschulen wird allerdings verlan:  ‘9 dass s1e
Schultrager eıne an  ne Eigenleistung In ihren ildungs- und Erziehungszielen
erbringen musste Der aa urie erwarten, wWI1e 1ImM andar der Wissensvermittlung

MC hıinter den öffentlichen chulendass die Schulträger ihrem Interesse der
Verwirklichung eigener 1ele und Vorstel- rückstehen, weiıl s1e SONS keine Ersatzschu-
lungen 1M ScChulıschen Bereich eigenes M len waren, In denen Schülerinnen und Schü-
nanzıielles KEngagement folgen i1elßsen In ler ihrer Schulpflicht enugen können. „DIie
eıner Entscheidun VOZ 2004 chlie(fs- chüler mussen Ende der hbetreffenden
ich das Bundesverfassungsgericht die Schule diejeniıgen ildungs- und Erzle-
staatliche Finanzierungspfilicht eın weıteres hungsziele erreichen, dıe das Landesrec für
uC zurück: Es sel mıt dem Grundgesetz vergleichbare olflentlıche chulen orgıbt.“

(Wımmer, 5.4) Das Bundesverfassungsge-srundsätzlich vereinbar, Del der Bemessung
der wirtschaftlichen Hilfe, die die Länder pr1- IC hat erst 1M re 2000 erW-
vaten Ersatzschulen Ssewährten, 1L1UT jejen1- für eiıne Montessorischule 1n
gen Schülerinnen und chüler berück- Bayern bestätigt „Der Ausbildungs- und
sichtigen, die hre Wohnung oder ihren Leistungsstan der einzelnen JahrgangSs-
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klasse Ende des Schuljahres sehört NIC Wenn dıe prıvaten Schulen die Beschulung
den Lehrzielen, hinsichtlich derer die Er- VON CAulern vornehmen, die diese Schulen

satzschulen NIC. hınter den öffentlichen freiwillig besuchen, ist der Schulvertrag
chulen zurückstehen dürnen.. Gleichwohl eın wichtiger Bestandtei des Schulverhält-
sind die Ersatzschulen Sut beraten, Jjederzeit n1ISses. Darın Ist klar regeln, welche Rech-
Übergänge In Ofentlıche Schulen De- te und IcChten estehen, eLwa, dass die Nens
wahrleısten und sich Vergleichsarbeiten In nahme Religionsunterricht verbındadlıc
SewlIssem Rahmen MI verschliefsen, ist und bleibt
e1l schon In INDIIC auf das Zentralabitur elche Bedeutung diesen Schulverträgen
derartige YDeıten eingeu seın ollten beigemessen wWIrd, zel eın Urteil des
In der egel sollen für die Lehrkräfte Er- Bundesgerichtshofes VOIN Januar 2008
SAaLzsChulen leiche Qualifikationen vorlie- (IIT 7A5 das die Rechte des Privatschul-
gen, WIe s1e die Lehrer öffentlichen Schu- ragers 1mM Verhältnis den öffentlichen
len vorwelsen mMussen Aber ach Auslegung chulen hervorhebt
VOIN Wımmer (S.4) Ist eSs dem Träger UrCcn-
aus gestattet, 1Im Einzelfall auch anders QUaA- ST Verıtas Albers O0OSU ist Oberin un efe-
lıfızierte Lehrkräfte einzusetzen, dıe für die rentin für die ordenseigenen Schulen S7e

Wr Generaloberin un ber0rebetreffende Aufgabe besonders ee1ıgne SIMa
azu sehören 7.B In Fremdsprachen aus- IM Schuldiens
ländische Lehrer mıt einer anderen, aber
gleichwertigen Ausbildung
Lehrerstatus, Mıtwirkung VOINl Lehrern, EI-
tern und CAulern und der Schulvertrag sind
WIC. Themen für die privaten Ersatz-
chulen Zum Lehrerstatus sehört einerseıts
die sleichwertige Ausbildung, andererseits Wımmer, Proif. Dr. Raimund: Mut ZAU Profil.
die enugen gesicherte wirtschaftliche und Freiräume Katholischer Schulen In Rheinland

Pfalz, Hrsg Hauptabteilung Schule/Hochschulerechtliche un der Lehrkräfte, weiıl die- des Bischöflichen Generalvikarilates Trıer, 2005
SE den Genehmigungsvoraussetzungen

YItz, Dr. Gernot Wıe frei sind dıe freien Schulen? Indes Grundgesetzes ehören Wenn dıie Refi-
engagement Zeıitschrift für Erziehung und Schu-nanzıerung der Lehrergehälter N1IC. SeNU- le, eft 2005 Verlag Aschendorff.

gend gewährleistet ist, sehört das Privat-
schulgesetz des betreffenden Bundeslandes Wächter, Dr. Jörg-Dıieter: DIie Freiheit freier Schu-

len, In engagement/ Zeitschrift für Erziehung und
auf den Prüfstand, und eSs siıch, darum Schule Y eft 2005 Verlag Aschendorff.
Semeınsam mıt den Bıstümern bel den MiI1- Langendörfer San Dr. Hans: Katholische Schulennısterien vorstellig werden. mehr Bedarf als Angebot, In engagement/ Zel-

chrift für Erziehung und Schule, eft D 2005 Ver-

Lösungen S1ibt CS L1UT bel Srofßser Gemeılin- lag Aschendorff.
amkeit und Transparenz In der Darstellun Vall Buer, Jürgen/ Wagner Cornelila: Qualitätvon ScChu-
der Yrobleme Zum Selbstverständnis der Ka- le, In: Kritisches Handbuch, eter Lang, nterna-

tionaler Verlag der Wissenschaften, Frankfurt 2007tholischen Privatschulen sehört CS, eng mıt
Lehrern, Eltern und chulern USamımenNnar- Rees, Katholische Schule Notwendige der über-

flüssige Wahrnehmung eines Grundrechts, 1nbeiten. Besonders die Eltern sind WIC. Zeitschrift für Erzıiehung und Schule,Partner In uUulNserer 11dungS- und Erzlie- eft 12 1996 Verlag Aschendorhungsarbeit. Deshalb en die chulen e1l-
Mitwirkungsordnung, die keineswegs die (Gravissımum educationIis, IM Rahner /Vorgrimmler:

des taates seın INUSS
Kleines Konzilskompendium, Herder 1966
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